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gemäß §9 (1) bis (3) und (7) BauGB
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Textliche Festsetzungen
1. Art und Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Gem. § 1 (5) BauNVO sind die gem. § 6 (2) Nr. 3 u. 8 zulässigen Einzelhandelsbetriebe und Vergnügungsstätten 
im MI-Gebiet nicht zulässig.

2. Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zur Vermeidung oder Minderung 
schädlicher Umweltauswirkungen gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB
In dem als Zone I bezeichneten Bereich sind die Grundrisse so auszurichten, dass Wohn- und Schlafräume 
ausschließlich auf der lärmabgewandten Seite (d.h. von der Richard-Wagner-Straße abgewandten Gebäudefront) 
liegen und/oder dass in allen Wohn- und Schlafräumen alle zu öffnenden Fenster in Richtung NO weisen. Büro- 
und Sozialräume, deren Fenster nach SW (Richard-Wagner-Straße) weisen, sind mit zusätzlichen Lüftungssystemen 
auszustatten, die ein Schalldämmmaß von mind. 36 dB(A) erreichen. Die Belüftung ist auch bei geschlossenem 
Fenster sicherzustellen. 

Es wird empfohlen, durch die Gestaltung der Grundrisse und geschickte 
Anordnung der Wohn- und Schlafräume zur lärmabgewandten Seite der vorhandenen Lärmsituation Rechnung zu 
tragen. Sollte dies nicht möglich sein, so sind zumindest die Schlafräume, die der Fritz-Reuter-Straße zugewandt 
sind, mit zusätzlichen Lüftungssystemen auszustatten, die ein Schalldämmmaß von mind. 32 dB(A) erreichen.

Für die Bebauung (Zone I u. II), die in den dargestellten Lärmpegelbereichen liegt, sind besonders die Außenbauteile 
(Wände, Fenster und Türen) von Aufenthaltsräumen baulich derart herzustellen, dass die bewerteten 
Schalldämmmaße gem. DIN 4109 eingehalten werden. Dies gilt nicht für die von der Straße abgewandten 
Gebäudeseiten.

Zur Bestimmung der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen ist gem. DIN 4109 der „maßgebliche 
Außenlärmpegel“ zugrunde zu legen. Auf der Basis des maßgeblichen Außenlärmpegels werden Lärmpegelbereiche (LPB)
und somit die erforderliche Luftschalldämmung festgelegt. Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen (mit Ausnahme 
von Küchen, Bädern und Hausarbeitsräumen u.ä.) sind u.a. die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anforderungen 
an die Luftschalldämmung einzuhalten:

Die erforderlichen Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart und -größe im 
Baugenehmigungsverfahren auf Basis der DIN 4109 vom November 1989 nachzuweisen. Dabei sind auch 
nachfolgende Korrekturwerte für das erforderliche resultierende Schalldämm-Maß nach Tabelle 8 der DIN 
4109 zu beachten.
Korrekturwerte in Abhängigkeit vom Verhältnis S(W+F) /SG

S(W + F) : Gesamtfläche des Außenbauteils eines Aufenthaltsraumes in m²
S(G) : Grundfläche eines Aufenthaltsraumes in m²

Hinweis:
Von den Festsetzungen zum Schutz vor Lärm unberührt bleibt die Möglichkeit, im Rahmen bauordnungsrechtlicher 
Genehmigungsverfahren durch einen Sachverständigen nachzuweisen, dass unter Berücksichtigung der konkreten 
Bauvorhaben geringere Maßnahmen zur Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse genügen.

3. Höhenlage der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 16 und 18 BauNVO)
Satteldächer sind mit einer Firsthöhe von maximal 76,70 NHN zulässig. Bei Flachdachkonstruktionen darf die 
Ausbildung eines Dachabschlusses durch eine Attika höchstens max. 72,80 m über NHN erreichen.

4. Abweichende Bauweise
In dem MI-Gebiet wird eine abweichende Bauweise gem. § 22 BauNVO festgesetzt. Die festgesetzte abweichende 
Bauweise wird wie folgt definiert:
1. In der als Zone I gekennzeichneten überbaubaren Grundstücksfläche sind Gebäude ausschließlich in einer 
geschlossenen Bauweise zu errichten. 
2. In der als Zone II gekennzeichneten überbaubaren Grundstücksfläche dürfen Gebäude sowohl mit als auch ohne 
seitlichen Grenzabstand errichtet werden. Bei Gebäuden mit seitlichem Grenzabstand sind die erforderlichen 
Abstandsflächen gem. § 6 BauONW einzuhalten. 

Hinweise:
Bodendenkmal:
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte 
Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, 
Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) 
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als Unterer Denkmalbehörde und/oder 
dem Westfälischen Museum für Archäologie / Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761/ 93750; 
Fax: 02761/ 2466) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem 
Zustand zu erhalten (§15 u. 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden 
freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, 
auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§16 Abs. 4 DSchG NW).

Altlasten:
Das Grundstück ist seit dem Jahre 1999 im Kataster über altlastenverdächtige Flächen und Altlasten unter der Reg.-Nr.
AA 5062 mit dem Gefährdungsgrad: "Gefährdung nicht auszuschließen" gespeichert. Im Untergrund wuden Schotter,
Schlacken und Bauschutt in einer 1,6 m mächtigen Schicht gefunden, die wahrscheinlich für die Feststellung von 
hohen PAK-Gehalten im Boden verantwortlich sind. In Abstimmung mit der unteren Abfallwirtschaftsbehörde sind im
Zuge des konkreten Bauvorhabens Maßnahmen zum Schutz der zukünftigen Nutzungen zu treffen.

Niederschlagswasser:
Gem. § 51 a des Landeswassergesetzes ist das Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 1. Januar 
1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentlich Kanalisation angeschlossen werden, vor Ort zu versickern, 
zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten, sofern dies ohne Beeinträchtigungen des Wohls der 
Allgemeinheit möglich ist. Die dafür erforderlichen Anlagen müssen jeweils in Betracht kommenden Regeln der 
Technik entsprechen. Der Nachweis ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu erbringen.

Leitungsrechte:
Um eine Gefährdung der im Planungsbereich vorhandenen Versorgungsleitungen auf Dauer auszuschließen, sind 
eventuell geplante Baumstandorte/Pflanzbeete entsprechend dem Merkblatt der Forschungsgesellschaft für Straßen 
und Verkehrswesen „Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ Ausgabe 1989 und in 
Absprache mit den Stadtwerken der Stadt Hamm auszuführen.

Kampfmittel:
Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf außergewöhnliche Verfärbung hin oder werden 
verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Staatl. Kampfmittelräumdienst 
oder das Ordnungs- und Wahlamt der Stadt Hamm zu verständigen. 
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